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Christian Zeller

Reformpolitik und gesellschaftliche Aneignung

Finanzdominiertes Akkumulationsregime und imperialistische
Enteignungsökonomie

Die im Zuge massiver Niederlagen der Arbeiterbewegung und der kon-
servativen Revolution seit 1979/80 durchgesetzte Liberalisierungspolitik
machte es möglich, dass ein hochzentriertes Finanzkapital seine Bedeu-

tung steigern konnte. Die privaten, kapitalgedeckten Alterssysteme, die
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs in den angelsächsischen Ländern,
in Japan und in der Schweiz zunehmend wichtiger wurden und nun auch
in Deutschland und Frankreich durchgesetzt werden, haben die Attrak-
tivität finanzieller Investitionen massiv verstärkt und zur Zentralisation
der individuellen Sparguthaben und Vermögen geführt (Sauviat 2004).
Dieser Prozess vollzog sich in Europa mit tatkräftiger Unterstützung der
Gewerkschaften und sozialdemokratischen Parteien.Diese Entwicklungen
mündeten in den Durchbruch eines finanzdominierten Akkumulationsre-
gimes, das ausgehend von den USA seine Wirkung auf globaler Ebene
entfaltet. Dieses Akkumulationsregime im Kontext der Globalisierung
des Kapitals ist sowohl als Ausdruck wie auch als eine spezifische Phase
des Imperialismus zu interpretieren. Angesichts der Stärke der USA im
Finanzbereich und letzten Endes der einzigartigen militärischen Potenz
sind die anderen Mächte gezwungen, sich deren Spielregeln weitgehend
unterzuordnen (Chesnais 2004a; Zeller 2004b).

Aufgrund der errungenen Position und Macht kann sich das finanzielle
Anlagekapital (in der Form von Investment- und Pensionsfonds) einen
Teil der Gewinne in Form von Einkommen aus Börsenplatzierungen,
Mieten und Bodenrenten sowie über den öffentlichen Schuldendienst an-
eignen. Diese Einkommen sind einzig durch das Eigentum an Vermögen
legitimiert. Dieses Anlagekapital verwertet und vergrößert sich also als

„rententragendes Kapital" durchAbschöpfung eines Teils des Profits. Dies
erfordert allerdings die Steigerung der Mehrwertrate und eine genügende
Akkumulation von produktivem Kapital, was aber gerade aufgrund der

Verwertungsschwierigkeiten nur ungenügend erfolgt (Chesnais 2004a,
225; 2004b, 31). Das Anlagekapital zeichnet sich durch die Tendenz aus,
der „Ökonomie" mehr abzuverlangen, als diese zu liefern imstande ist.
Das äußert sich in der harten Deregulierung der Arbeit, den Angriffen
auf soziale Errungenschaften, den umfassenden Privatisierungen, den

Enteignungsmechanismen in den sogenannten aufstrebenden Märkten
(Zinszahlungen, Kapitalflucht) und schließlich in der imperialistischen und

kriegerischen Aneignung von Territorien und ihren Ressourcen (Chesnais
2004b, 43). Die Abschöpfung von Mehrwert durch die Ausbeutung der
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Arbeitenden bleibt allerdings die zentrale Form derAuspressung von Wert
imAkkumulationsprozess und wurde mit wachsenderArbeitsproduktivität
gar gesteigert.

Die Privatisierung und Aneignung öffentlicher Dienste durch transnati-
onale Konzerne, die Auseinandersetzungen über intellektuelle Eigentums-
rechte und natürliche Ressourcen sowie vor allem die US-Strategie des

„Krieges ohne Grenzen" und des Präventivkrieges und die kriegerische
Aneignung der irakischen Ressourcen durch die USA deuten darauf hin,
dass als Antwort auf und Ergänzung zur krisengeschüttelten erweiterten
Reproduktion Akkumulationsprozesse durch Enteignung in der aktuellen
Phase des Kapitalismus wieder wichtiger geworden sind (Harvey 2004;
Zeller 2004a).

Den großen Konzernen und den Regierungen ist es in allen imperiali-
stischen Ländern gelungen, grundlegende Verschlechterungen der Arbeits-
Verhältnisse durchzusetzen. Obwohl am 15. Februar und am 22. März 2003
weltweit jeweils rund 15 Millionen gegen den Angriff der USA auf den
Irak demonstriert haben, konnte die Antikriegsbewegung den Krieg nicht
verhindern. Trotz gigantischen Mobilisierungen setzen die herrschenden
Klassen ihren Kurs des Sozialabbaus, der Flexibilisierung der Arbeit, der
Privatisierungen und des Krieges fort.

Es besteht die Gefahr, dass der Ende der neunziger Jahre eröffnete Wi-
derstandszyklus der globalisierungskritischen Bewegung angesichts der
fortgesetzten und verstärkten neokonservativen Offensive sich sogar dem
Ende zuneigen könnte. Allerdings scheint sich in Ländern wie in Frank-
reich auch nach der Ablehnung des EU-Verfassungsentwurfs die Chance

zu eröffnen, den Massenwiderstand aufrechtzuhalten. Offensichtlich muss
das Kräfteverhältnis, um den neoliberalen und neokonservativen Kurs zu
stoppen, so weit verändert werden, dass bereits mehr oder weniger offen die
Machtfrage gestellt wird. Dies stellt eine fundamentale Herausforderung für
die emanzipatorischen Bewegungen dar. Die unterschiedlichen Perspekti-
ven und Optionen sind offen zu debattieren. Bevor ich die Perspektive der
gesellschaftlichenAneignung vorstelle, skizziere ich wichtige Strömungen
der globalisierungskritischen Bewegung und einige ihrer theoretischen
Bezugspunkte. In diesem Zusammenhang schlage ich auch eine Klärung
der Begriffe Reform und Reformismus vor.

Vom Reformismus zum Modernismus

Der Begriff Reformismus wird unter der kapitalismuskritischen Linken in
der Regel mit der Sozialdemokratie verbunden. Diese traditionelle Begriffs-
Zuordnung stelle ich hier in Frage, da sich der klassische sozialdemokratische
Reformismus zu einem Modernismus transformiert hat, der die neoliberalen
Gegenreformen nur noch sozial begleiten will. Die klassische Soziaide-
mokratie setzte sich noch für eine Überwindung des Kapitalismus durch
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Reformen ein. Dieser klassische Reformismus stützte sich auf die Klasse
der Lohnabhängigen und im Zuge einer kontinuierlichen Akkumulation
von Kräften strebte er einen Übergang zu einer nachkapitalistischen oder
sozialistischen Gesellschaft an. Diese Perspektive ist historisch gescheitert;
sie wurde bereits mit der Zustimmung zu den Kriegskrediten des Ersten

Weltkriegs im Jahr 1914 aufgegeben.
Die führenden Kreise der Sozialdemokratie und der Gewerkschaftsbüro-

kratie sind seit langem weitgehend in die ökonomische und politische Ver-

waltung des Kapitalismus integriert. Ihre Loyalität wird mit beträchtlichen
materiellen und sozialen Privilegien und Leitungspositionen entschädigt.
Das sozialliberale Führungspersonal hat sich bereits weitgehend von der
historischen sozialen Basis der klassischen Sozialdemokratie entfernt.
Hierauf deuten der rasante Mitgliederschwund und die wachsende Wahl-
abstinenz früher sozialdemokratisch wählender Lohnabhängigen in vielen
Ländern Europas.

Die Sozialdemokratischen Parteien praktizieren eine Variante bürgerli-
eher Herrschaftspolitik, vergleichbar mit jener der Demokratischen Partei
in den USA, die ihre Verbindungen zu einem Teil der Gewerkschaften wei-
terhin aufrechterhält. In der Schweiz setzt sich wichtiges Führungspersonal
von Swisscom, der Post und der Bahn weitgehend aus solchen mutierten
Gewerkschaftern und Sozialdemokraten zusammen. Die heutige Sozial-
demokratie - die SPD und Vew Labonr sind nur die deutlichsten Beispiele

- ist eine gute Verwalterin der kapitalistischen Geschäftsordnung mit all
den Konsequenzen, die aus der verschärften internationalen Konkurrenz,
der langen Phase schwachen Wachstums und des finanzdominierten Ak-
kumulationsregimes erwachsen. Die Zeit des klassischen Reformismus
ist also vorbei.

Die Sozialdemokratische Partei der Schweiz reiht sich bruchlos in diese

Entwicklung ein. Mit ihrer kritiklosen Orientierung auf einen EU-Beitritt
und ihrer totalen Einbindung in die helvetische Konkordanz illustriert sie

täglich, dass sie nicht mehr den Hauch einer Alternative zu den gegen-
wärtigen Zuständen in der Schweiz vorzuschlagen vermag. Sie will der

Bevölkerung weismachen, die EU werde den Konservatismus in der Schweiz
aufbrechen. Simonetta Sommaruga und Rudolf H. Strahm untermauern mit
ihrem „praktischen Reformplan" den Kurs zur scheinbar sozial begleiteten
Modernisierung des Kapitalismus konzeptionell.

Die Führungen des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes und vor
allem der Gewerkschaft UNIA erwecken den Anschein, dieser Moder-
nisierungspolitik etwas entgegenzusetzen.Um den neokorporatistischen
Schulterschluss mit dem angeblich fortschrittlichen Flügel des Bürgertums
nicht zu gefährden, unterstützen die Führungen der UNIA und des SGB

sogar die erweiterte Personenfreizügigkeit im Rahmen der Bilateralen Ab-
kommen II mit der EU, obwohl sie selbst wiederholt zugegeben haben, dass

die flankierenden Maßnahmen das Lohndumping nicht verhindern. Serge
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Gaillard, geschäftsleitender Sekretär des SGB, geht soweit, die Zustim-
mung zu den Bilateralen II mit der Erschließung der Märkte in Osteuropa
durch Schweizer Unternehmen und der Verbesserung der schweizerischen
Wettbewerbsfähigkeit zu rechtfertigen (Gaillard 2005). Die traditionelle
Standortpolitik, letztlich eine klassische nationalistische Unterordnung
unter die Interessen der Unternehmen, bleibt wie eh und je ein Pfeiler der
offiziellen Gewerkschaftspolitik in der Schweiz.

Die Grenzen aktueller reformpolitischer Perspektiven

Es ist zu klären, in welcher Perspektive Reformen angestrebt werden.
Reformen zur Modernisierung des Kapitalismus in mehr oder weniger
neoliberaler Perspektive bezeichne ich als Modernismus. Die Protagoni-
sten dieses Kurses - von Schröder und Blair bis Sommaruga und Strahm

- verwenden den Begriff der Modernisierung selbst, um ihrer Anpassung
an den herrschenden Neoliberalismus eine spezielle Note zu verleihen.
Reformen zur Durchsetzung sozialer und ökologischer Leitplanken in der
Perspektive eines „menschlicheren" Kapitalismus können unter den Begriff
der Reformpolitik subsumiert werden. Nur für eine Reformpolitik in der
Perspektive einer graduellen Überwindung des Kapitalismus würde der
ursprüngliche Begriff des Reformismus zutreffen. Obwohl sich reform-
politische Konzepte stark voneinander unterscheiden können, sind sie

vor allem bei ihren tagespolitischen Perspektiven nicht klar voneinander
abgrenzbar.

Stimmen, die eine stärkere nationalstaatliche und europäische Regu-
lierung der Finanzmärkte sowie des Wirtschaftsgeschehens überhaupt
einfordern, sind in Attac Frankreich und Deutschland sowie in verschiede-
nen NGOs stark vertreten. Attac selbst wurde um die Forderung nach der
Steuer auf Kapitaltransfers, der sogenannten Tobin-Steuer, gegründet. Die
weiterführende Perspektive nach einer alternativen Weltwirtschaftsordnung
setzt hier an mit Forderungen nach einem fairen Handel, der Entschuldung
der Dritten Welt (nicht gleichbedeutend mit einem Schuldenerlass), der
Stärkung der UNO in Belangen des Welthandels und einer ökologischen
Nachhaltigkeit (Attac-Positionspapier 2004). Die Protagonisten eines

globalen Keynesianismus betonen die Verantwortung des öffentlichen
Managements für globale wirtschaftliche Probleme und argumentieren für
eine globale Einkommensverteilung, globale Steuerung von Nachfrage,
Investitionen und Geld sowie für ökologische Nachhaltigkeit (Sauer 2004,
62ff). Ähnlich plädiert PeterNiggli, Geschäftsleiter derArbeitsgemeinschaft
der Hilfswerke in der Schweiz, für ein „neues Regulationsregime", das die
Nord-Süd-Kluft und die Ungerechtigkeiten verringert (Niggli 2004,105ff).
Als Gegengewicht zum „neuen Imperialismus" der USAkönne Europa, also
die EU, eine wesentliche Rolle bei der Stärkung multilateraler Institutionen
spielen (S. 101). Seine Idealisierungen des Keynesianismus und Europas

214 WIDERSPRUCH - 48/05



passen gut zueinander. Sie sind davon gezeichnet, eine Art „Entwicklungs-
arrangement" mit den vernünftigen Kreisen bei den europäischen Eliten
und internationalen Organisationen ins Auge zu fassen.

Susanne George, die bekannte Exponentin von Attac Frankreich, geht
davon aus, dass im Rahmen des Kapitalismus ein Reformpotential bestehe,
das auszuschöpfen sei. Heute müssten internationale keynesianische Pro-

gramme lanciert werden (George 2001 a, 265). Die Vergabe von Finanzmittel
müsse allerdings an Maßnahmen für erneuerbare Energien, die Beseitigung
von Altlasten, zur Armutsbekämpfungsmaßnahmen und für demokrati-
sehe Regierungsformen gekoppelt werden. Dieser planetare Vertrag solle
Vertreter des Südens wie auch der Nichtregierungsorganisation, also der

sogenannten Zivilgesellschaft umfassen. George spricht sich explizit nicht
für die Überwindung des Kapitalismus aus (George 2001b).

Eine radikalere Perspektive schlägtWaiden Bello vor. In seinemPlädoyer
für eine Deglobalisierung schlägt er ein alternatives System der G/oba/
Governance vor. Die Deglobalisierung bestehe aus einer Reorientierung der
Ökonomie von der Exportorientierung zu einer Produktion für die lokalen
Märkte. Er spricht sich für eine Pluralität und Diversität der Institutionen
der Weltökonomie aus (Bello 2002, 113ff). Allerdings benennt er die
Macht- und die Eigentumsfrage nicht. Die fundamental unterschiedlichen
Interessen der Menschen, die aus ihrer Stellung im Produktions- und
Reproduktionsprozess und den Eigentumsverhältnissen der Gesellschaft
erwachsen, sind ebenso wenig ein Thema wie die Rolle des Staates. Er
blendet also die Klassenwidersprüche und die damit zusammenhängenden
politischen Bruchlinien in den Ländern des Südens weitgehend aus.

Die breiten Diskussionen über gesellschaftliche Antworten aufden Neo-
liberalismus zeigen, dass dessen Hegemonie stark in Frage gestellt wurde
(vgl. van Brink 2004). Gegen die Perspektive eines europäischen oder gar
globalen Keynesianimus auf der Basis eines Sozialvertrags sprechen zwei
wesentliche Argumente. Erstens reicht es nicht, sich nur gegen den „neoli-
beralen Auswüchsen" des heutigen Systems zu widersetzen. Denn es gibt
einen Zusammenhang zwischen diesen Auswüchsen, dem „Fehlverhalten"
der Konzernführer und der eigentlichen Logik des kapitalistischen Systems
und der ihm eigenen Klassenverhältnisse. Die globale Konkurrenz und das

Bestreben überdurchschnittliche Profite zu erzielen, zwingt die Konzerne
dazu, sich den von den Lohnabhängigen erzielten Mehrwert anzueignen.

Zudem ist der Kapitalismus, worauf u.a. die Subsistenztheoretikerlnnen
hinweisen (Mies 2003), durch eine andauernde „ursprüngliche Akkumula-
tion" mit all ihren mehr oder weniger gewalttätigen Enteignungsprozessen
gekennzeichnet (Harvey 2004). Im Kontext eines finanzdominierten Ak-
kumulationsregimes verschärfen sich beide Prozesse, da sich die großen
Kapitaleigner und Aktionäre noch verstärkt Werte und Ressourcen aneig-
nen (Chesnais 2004a). Damit hängt das zweite Argument zusammen. Die
Zeiten des fordistischen Kompromisses sind vorbei. Eine Neuauflage gibt
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es nicht. Für eine keynesianische Reformpolitik besteht im Kontext des

globalisierten, finanzdominierten Akkumulationsregimes kein ökonomi-
scher Spielraum mehr. Zudem muss der politische Druck für wirkliche
Reformen mittlerweile so stark sein, dass er sich kaum mehr unterscheidet
von einem Kräfteverhältnis, das ein globales Projekt der gesellschaftlichen
Transformation jenseits der bestehenden Eigentumsverhältnisse anzusteu-
ern ermöglicht. Die Zeit des klassischen Reformismus ist auch vorbei, weil
die Spielräume für eine reformistische Politik so klein geworden sind, dass

auch die Durchsetzung kleiner Reformschritte oder sogar auch nur die
Abwehr der neoliberalen Angriffe bereits die Machtfrage aufwirft.

Diese Gründe sprechen dafür, eine weitergehende antikapitalistische
Strategie zu formulieren (vgl. Bensaid 2003; Callinicos 2003). Allerdings
stehen die kapitalismuskritischen Bewegungen vor der Herausforderung,
einige Schlüsselfragen anzugehen. Dazu zählen die Klassen- und Geschlech-
terverhältnisse, das Eigentum an Produktionsmitteln, der Imperialismus, die
Machtfrage und die Formen der politische Repräsentation. Weitergehende
Perspektiven zeigen sich aber erst in Umrissen. Ein emanzipatorischer
Gegenentwurf zum neoliberalen entfesselten Kapitalismus und zum sozi-
alliberal-grünen Begleitprogramm fehlt.

Die zu Beginn des 20. Jahrhunderts eröffnete Phase der Arbeiterinnen-
bewegung, die durch die sozialdemokratischen und stalinistischen Organi-
sationen geprägt wurde, ist im Laufe der 1980er Jahre ausgeklungen. Die
sozialdemokratischen Parteien haben sich in Modernisierungsinstrumente
derkapitalistischen Herrschaft transformiert und die politischen Organisatio-
nen, die in derTradition der staatsbürokratischen Diktaturen und ihrer inter-
nationalen Ableger stehen, sind aufgrund ihrer unverarbeiteten Geschichte
nicht glaubwürdig für eine freiheitliche und emanzipatorische Perspektive.
In vielen Ländern lässt sich ein langwieriger und konfliktreicher Prozess
der Neuzusammensetzung und Neuausrichtung einer pluralen Bewegung
der Lohnabhängigen beobachten. Hierbei befruchten sich gewerkschaftliche
Neuansätze mit anderen radikalen, sozialen Bewegungen. Die Trennung in
gewerkschaftliche und soziale oder politische Bewegungen macht keinen
Sinn mehr. Alle aktuellen Auseinandersetzungen über Arbeitsbedingun-
gen, Privatisierungen. Sozialversicherungen und Umweltprobleme sind
gewerkschaftlich, gesellschaftlich und politisch zugleich.

Die zentrale strategische Herausforderung besteht darin, Vorschläge zu
entwickeln, die nicht nur am Diskussionsstand der Bewegungen, sondern
am Bewusstsein großerTeile der Lohnabhängigen ansetzen und gleichzeitig
eine emanzipatorische und antikapitalistische Dynamik eröffnen können.
Die Privatisierungen im Gesundheitswesen verdeutlichen die Tragweite des

Problems. „Geswn<Jfe/f ist ferne Ware", sagt das globalisierungskritische
Netzwerk Attac. Aber wie sieht ein soziales Gesundheitswesen aus, in dem
die Gesundheitsdienstleistungen tatsächlich nicht mehr warenförmig sind?
Und die Dienstleistungen der Krankenversicherung: Sollen sie auch keine
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Ware mehr sein? Und die Medikamente: Wie sollen auch sie keine Ware
mehr sein? Wer kontrolliert die Pharmaindustrie? Welche Vorschläge zielen
in die Richtung einer gesellschaftlichen und demokratischen Aneignung der
öffentlichen Dienste und anderer Schlüsselsektoren durch die Beschäftigten
und die Benutzerinnen? Diese Fragen zuende gedacht führen uns zur Heraus-
forderung, das Problem des Eigentums grundsätzlich neu aufzuwerfen.

Das Tabu der Eigentumsfrage überwinden

Die Eigentumsfrage ist ein Tabu bei den Gewerkschaften. Auch die globa-
lisierungskritischen Bewegungen schlagen einen Bogen um dieses zentrale
Problem. Strategen antikapitalistischer Perspektiven wie des „radikalen
Reformismus" (zuletzt Brand 2005) und eher autonom-libertär argumentie-
rende Befürworter derAne/grawngspoh'rfk (Stützle/van Dyk 2004) benennen

zwar die Eigentums- und Staatsfrage. Allerdings schenken sie dem Problem
des Eigentums an Produktionsmitteln nicht die nötig Beachtung.

Das kapitalistische Privateigentum ist ein Pfeiler des Kapitalismus und
der Herrschaft der Kapitalistenklasse. Allerdings drücken das Eigentum an

Konsumgütern, die wir verbrauchen, und das Eigentum an Produktions-
mittein, die eingesetzt werden, um mit menschlicher Arbeit neue Werte zu

erzeugen, zwei sehr unterschiedliche Sachverhalte aus. Noch wichtiger ist
der Unterschied zwischen dem Eigentum an einem Gut, das Ergebnis der

persönlichen Arbeit ist, und derAneignung von Gütern durch Unternehmen,
die im Rahmen des Produktionsprozesses von vielen Lohnabhängigen
durch gemeinsame Arbeit hergestellt wurden (Bihr/Chesnais 2003). Infolge
der starken Arbeitsteilung und der intensiven Kooperation von Lohnab-
hängigen, die am selben oder auch an verschiedenen Orten arbeiten, sind
mittlerweile alle denkbaren Güter vom Brot bis zum Medikament, von der

Musikanlage bis zur Versicherungspolice Ergebnis eines kollektiven und
gesellschaftlichen Arbeitsprozesses.

Seit Beginn der neokonservativen Gegenreform vorüber zwanzig Jahren
versucht das Kapital, sich die Gesamtheit der materiellen und intellektuel-
len Bedingungen des Produktionsprozesses, also das historische Werk der
gesellschaftlichenArbeit der Menschheit, anzueignen. Alles, was profitabel
erscheint, soll zur Ware umgeformt werden (Husson 2004). Voraussetzung
dieser Umformung ist aber die Durchsetzung spezifischer Eigentumsrechte.
Wenn ein Pharmakonzern einen Wirkstoffoder eine Technologie patentiert,
eignet er sich wissenschaftliche Kenntnisse an, die gesellschaftlich pro-
duziert und öffentlich mitfinanziert wurden (Zeller 2004c). Das Patent ist
immer Ergebnis einer langen Akkumulation von Wissen und Erfahrungen,
die unabhängig vom patentierenden Unternehmen produziert wurden. Das
Patent erlaubt es den oligopolistischen Konzernen, das privatisierte gesell-
schaftliche Wissen zur Erzielung von Renten und zu einem Instrument der

gesellschaftlichen Herrschaft zu transformieren (Chesnais 2003).
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Gleichzeitig haben sich mit der Ausweitung der produktiven Basis von
Kapital und Arbeit das Lohnabhängigkeitsverhältnis und die Ausbeu-
tung durch Lohnarbeit ausgedehnt. Diese Pro/etomierang schließt alle
ein, die in den unterschiedlichsten Konfigurationen und Ausmaßen von
Unsicherheit gezwungen sind, ihre Arbeitskraft und ihre Kreativität zu
verkaufen. Gewiss können nicht alle Kämpfe gegen die Herrschaft und
Unterdrückung in der kapitalistischen Gesellschaft auf den Klassenkampf
reduziert werden. Aber wer, wenn nicht die - zwar heterogene - Klasse der

Lohnabhängigen, also die große Mehrheit der Bevölkerung in den imperi-
alistischen Ländern, soll Trägerin gesellschaftlicher Aneignungsprozesse
und letztlich der Aufhebung der Trennung der Produzentinnen von ihren
Produktionsmitteln sein?

Gesellschaftliche Aneignung: vom Widerstand
zur emanzipatorischen Perspektive

Die Formulierung einer emanzipatorischen Perspektive besteht aus min-
destens drei Elementen: Der Ausgangspunkt sind die zWivüfce/Zen wnd ge-
se/Zsc/io/ific/ien SeJnr/m.v.ve auf regionaler, nationaler und globaler Ebene.
Deren Befriedigung ist im Rahmen des Kapitalismus nicht möglich. Daher
ist theoretisch und praktisch ein ßrnc// zu konzipieren,
das heißt ein Bruch mit der Logik des Profits und der Konkurrenz sowie
den Institutionen, die diese Logik garantieren. Eine alternative Orientierung
besteht schließlich in der/ZemokratzscZie« wntZgeseZZscfta/ZZZc/ie« Aneignung
der wichtigsten Ressourcen.

Die neoliberalen Angriffe auf europäischer Ebene, die im EU-Verfas-
sungsvertrag gebündelt zum Ausdruck kommen, machen deutlich, wie
dringend es ist, eine europäische, emanzipatorische Perspektive zu ent-
werfen. Weder in der Schweiz noch sonst in einem Land geht es um den
Entscheid zwischen Öffnung zu Europa und nationaler Behauptung, wie
das die europaweit tätige Allianz des Bürgertums und der modernistischen
Sozialdemokratie gerne vortäuschen will. Die politische Herausforderung
ist eine andere: Wie können die sozialen Bewegungen und sich erneuernde

respektive neue Gewerkschaften eine solidarische Perspektive in Europa
jenseits der bestehenden Institutionen vorantreiben?

Die Bekämpfung der Erwerbslosigkeit und der Marginalisierung von
Millionen von Menschen ist vordringend. Die Verallgemeinerung prekärer
Arbeitsverhältnisse und die Spaltung der Lohnabhängigen nach Nationali-
täten, Geschlecht und Qualifikationsniveaus verschlimmern die Situation
zusätzlich. Fünf Forderungen stehen im Vordergrund: Die Einführung
von Mindestlöhnen in ganz Europa mit einer schrittweisen Angleichung
der Niveaus nach oben; eine radikale Arbeitszeitverkürzung - eine 32-
Stunden-Woche - in ganz Europa; eine europäische Gesetzgebung, die

Entlassungen verbietet; ein garantiertes Mindesteinkommen unabhängig
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vom Erwerbsstatus, das allen Menschen in Europa ein würdevolles Leben
ermöglicht sowie einheitliche Normen und Rechte bei den Sozialversi-
cherungen.

Der Kampf für diese Forderungen und deren Umsetzung ist mit dem
Konstituierungsprozess einer neuen, pluralen Bewegung der Lohnabhängi-
gen verbunden. Das schließt auch die Perspektive eines neuen politischen
und gesellschaftlichen Bürgerrechts ein, das die gleichen individuellen
politischen, sozialen, kulturellen und religiösen Rechte für alle in Euro-
pa lebenden Menschen beinhaltet. Die Durchsetzung eines allgemeinen
Rechts auf gesellschaftlich nützliche Arbeit zu gleichen Bedingungen
steht im Zentrum der sozialen Frage und des Aufbaus eines Europas der
LoÄnaftMngigen.

Damit ist die Frage nach der Umverteilung derArbeit und einer radikalen,
europaweiten Arbeitszeitverkürzung verbunden. Es sind Vorstellungen für
eine Neuverteilung der Arbeit, der Aneignung der eingesparten Arbeit und
derFreizeit zu entwickeln. Ein solches Herangehen macht die Neuorganisie-
rung der Arbeitsverhältnisse, die Umverteilung der reproduktiven Arbeiten
und die solidarische Neugestaltung der internationalen Arbeitsteilung zum
Thema. Eine radikaleArbeitszeitverkürzung ist ein wesentliches Instrument
zur Neugestaltung der Verhältnisse zwischen den Geschlechtern. Die ge-
seilschaftliche Aneignung der öffentlichen Dienste sowie die Neugestaltung
und Aneignung der Arbeit und ihrer Erzeugnisse durch die Arbeitenden
stellen uns vor die Herausforderung der gesellschaftlichen Aneignung der
strategischen Produktionsmittel.

Der Widerstand gegen Privatisierungen ist offensiv anzugehen. Gegen
die betriebswirtschaftliche Effizienz ist eine Effizienz auszuarbeiten, die die

Befriedigung menschlicher Bedürfnisse und die gesellschaftliche Nützlich-
keit in den Mittelpunkt stellt. Öffentliche Dienstleistungen, die allgemein
zugänglich sind und Gratiseinrichtungen basieren aufeinemVerständnis von
„gleichen Rechten für alle". Diese Idee steht im Zentrum einer solidarischen
Konzeption der öffentlichen Dienste. „Umsonst-Kampagnen" können diese
Grundidee praktisch aufgreifen und im kleinen durchsetzen (Stützle und
van Dyk 2004). Öffentliche Dienste können Ansätze einer Alternative zu
den Bereicherungsmechanismen des Marktes darstellen. Die Verteidigung
eines vielfältigen und qualitativ guten Dienstleistungsangebots ist aber nicht
zu vereinbaren mit einem bürokratischen und hierarchischen Apparat.

Bislang obliegt es den Unternehmen, die Investitionsentscheidungen
zu treffen. Diesen Entscheidungen liegen nicht die gesellschaftlichen Be-
dürfnisse, sondern die Profiterwartungen zugrunde. Eine gesellschaftliche
Aneignung der Investitionen würde bedeuten, dass die Profite zusammen-
geführt werden und ihre Verwendung nicht entsprechend profitorientierter
Firmenstrategien, sondern gemäß den demokratischen Entscheidungen einer
Gesellschaft erfolgt. Ein erster Schritt in diese Richtung wäre es, wenn
die Lohnabhängigen bei allen Fragen, die direkt ihre Arbeitsbedingungen
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betreffen, die Oberhand gegenüber den institutionellen Investoren und den

Managern erlangten. Ein weiterer Schritt wäre es, wenn die Lohnabhängi-
gen und Bürgerinnen die Unternehmen und Konzerne kontrollieren sowie
eine Offenlegung aller wesentlichen Informationen durchsetzen könnten.
Letztlich sind die Entscheidungen über die Orientierung der Produktion und
der Dienstleistungen aber Angelegenheit der gesamten Bevölkerung.

Die gesellschaftliche Aneignung technologischen Wissens und die
demokratische Gestaltung technologischer Entwicklungspfade stellt eine
besondere Herausforderung dar. Die Auseinandersetzungen über die Kern-
energie, die Biotechnologien und die Zugänglichkeit des Internets sowie
über die Ausdehnung intellektuellerEigentumsrechte haben die Sensibilität
gegenüber dem Herrschaftscharakter von Technologien geschärft.

Neuformierung der Linken und gesellschaftliche Transformation

Jede emanzipatorische Perspektive muss sich mit dem Problem der Maß-
Stäbe auseinandersetzen. Nicht nur weil die neoliberalen Gegenreformen
international durchgesetzt werden, sondern vor allem weil große Konzerne
global agieren, die Arbeitsteilung international strukturiert ist und die
Mobilität der Lohnabhängigen stark angestiegen ist, sind Alternativen
transnational, mindestens auf europäischer Ebene zu formulieren. Welche
B ahnen und welche Sozialversicherungen wollen wir in Europa? Wie lassen
sich die europäischen mit den nationalen und regionalen Strukturen ver-
schränken? Ein Zurück zur nationalen Perspektive ist ausgeschlossen. Für
das öffentliche Eigentum sind alle Formen zwischen Munizipaleigentum
und einer neuen öffentlichen Eigentumsform auf europäischer oder sogar
globaler Ebene denkbar. Je nach Bedürfnissen, konkreten Bedingungen
und sozialen Kräften sind Dienstleistungen und die Produktion besser
auf regionaler, nationaler, übernationaler, kontinentaler oder gar globaler
Ebene zu organisieren.

Ohne gesellschaftliche Planung ist das nicht möglich. Die Ausarbeitung
des Planes entspringt einem doppelten Prozess: erstens der Debatte der

Bürgerinnen über die grundsätzlichen ökonomischen Orientierungen und
Ressourcenzuteilungen; zweitens der Debatte der Produzentinnen, die darü-
ber befinden, wie die großen Entscheide umzusetzen sind. Die betrieblichen
und territorialen Strukturen der demokratischen Selbstverwaltung sind zu
verknüpfen mit den bestehenden Formen parlamentarischer Demokratie
sowie mit Abstimmungen auf unterschiedlichen Maßstabsebenen.

Selbstverständlich lässt sich eine emanzipatorische Perspektive nicht auf
die Eigentumsfrage reduzieren. Die Verstaatlichung der Produktionsmittel
ändert noch nichts an den Ausbeutungsverhältnissen und die Warenform
bleibt erhalten. Andererseits wird der Begriff der Aneignung oftmals in
einem verharmlosenden Sinn aufgegriffen. Die Aneignung von Konsum-
gütern, Kultur und Dienstleistungen durch soziale Bewegungen sowie die
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„Umsonst-Kampagnen" in deutschen Großstädten, die sich oft auf ein
radikalisiertes Szenenmilieu konzentrieren, können Anknüpfungspunkte
bieten, aber eine emanzipatorische antikapitalistische Perspektive ist damit
noch nicht formuliert (vgl. Stützle/van Dyk 2004). Wenn die Aneignung
sich darauf beschränkt, den Warencharakter der Produkte vereinzelt und

symbolisch in Frage zu stellen, verbreiten diese Aktionen und Kampagnen
Illusionen, die sich um die zentralen Fragen des Eigentums und der Macht
nicht kümmern. Die hier thematisierte Perspektive der gesellschaftlichen
Aneignung unterscheidet sich also von jener der Aneignung oder Wiedera-
neignung, wie sie bei Teilen der bundesdeutschen radikalen Linken und in
der Zeitschrift Arranca (Nr. 28 und 29) diskutiert werden. Die Perspektiven
sind aber nicht gegensätzlich, sie können sich gut gegenseitig ergänzen.

Die Perspektive <7er gese/Zsckq/itficÄe« Ane/gnwng ist in den Rahmen
einer antikapitalistischen Übergangsstrategie zu setzen. Es braucht den
Aufbau eigener Strukturen, von Gegenmacht und schließlich einer gesell-
schaftlichen Hegemonie. Tatsächlich haben sich im Laufe von Kämpfen
Lohnabhängige immer wieder eigene Strukturen gegeben, die eine Kon-
troll- oder sogar eine Doppelmachtfunktion gegenüber der Macht der
Unternehmen einnahmen (Mai 1968 in Frankreich, 1969 in Italien, 1974 in
Portugal, 1980/81 in Polen und 2002/03 in Argentinien). Eine umfassende
gesellschaftlicheAneignung, letztlich eine Transformation der Gesellschaft
ist im Rahmen der bürgerlichen Institutionen aber nicht möglich. Letztlich
geht die konsequente Infragestellung des Privateigentums mit der Infra-
gestellung des bürgerlichen Staatsapparates einher. Mit der Durchsetzung
und Institutionalisierung von Gegenmachtstrukturen wird automatisch
auch eine Form der Machtausübung und neuer Staatlichkeit generiert.
Hierin unterscheidet sich die hier vorgeschlagene Perspektive von jener
John Holloways (2002).

Die Strategie der gesellschaftlichen Aneignung stützt sich auf die
Selbstaktivität der Menschen. Sie soll Dynamiken auslösen, die den Lohn-
abhängigen ermöglichen, sich als ein selbständig politisch handelndes
Subjekt zu erfahren und einzugreifen. Eine derartige Übergangsstrategie
hilft, sich Kontrolle und damit Teile der Macht anzueignen - im kleinen
gewissermaßen das Große vorzubereiten. Es geht nicht bloß um den Inhalt
der Forderung selbst, sondern darum, politische Prozesse und Organi-
sationsformen zu befördern, die das Kräfteverhältnis verändern und zu
gemeinsamen Lernprozessen ermuntern.

Die gesellschaftliche Aneignung beginnt damit, dass Anknüpfungspunk-
te, Forderungsperspektiven und Ausdrucksformen gefunden werden, die
an den Widersprüchen unseres Alltagslebens ansetzen und Alternativen
bieten, die das Leben verbessern. In ihrer Dynamik tragen sie zu einer
gesellschaftlichen Transformation bei, welche die Logik der privaten Pro-
fitmaximierung und Aneignung sowie der Konkurrenz überwindet und in
letzterKonsequenz auch dieWarenform perspektivisch in Frage stellt. Damit
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